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Hungerlohnparteien 
Plus 4,6 Prozent in Luxemburg, plus drei 

in Holland und immerhin gut ein Prozent 

mehr in Frankreich. Mitten in der Krise 

erhöhen unsere Nachbarn den gesetzli-

chen Mindestlohn. Sie wissen, dass 

steigende Löhne die Wirtschaft stützen. 

Fast alle EU-Länder haben einen ge-

setzlichen Mindestlohn. Bei unseren 

westlichen Nachbarn liegt er nicht unter 

8,40 Euro. Bei uns behaupten CDU, 

CSU und FDP noch immer, der Mindest-

lohn vernichte Jobs. Ganz wie die Un-

ternehmerlobby es ihnen vorsagt. 

Der großen Koalition konnten wir komp-

lizierte Regeln abringen – um wenigs-

tens in einigen Branchen Mindestlöhne 

zu ermöglichen. Bei einer schwarz-

gelben Koalition würde selbst dieser 

löchrige und unzureichende Schutz wie-

der zur Disposition gestellt. Er müsse 

„bei möglichen Koalitionsverhandlungen 

sicher wieder auf den Tisch kommen“, 

so der stellvertretende FDP-Vorsitzende 

Rainer Brüderle.  

Wir brauchen den gesetzlichen Mindest-

lohn: 7,50 Euro sofort und dann schnell 

hoch auf neun Euro. Alles andere ist 

unanständig! Zudem würden so 600.000 

neue Arbeitsplätze geschaffen. 

Diese Wahl ist nicht egal. Geht wählen! 

Zeigt den Hungerlohnparteien die rote 

Karte! 
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